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besitzen. Diese Bittschrift wird an die allgemeine Ein-
theilungskommission gewiesen.

Die Bürger des Bczirkgerichts Zollikofen wün-
sehen, daß die Bürger der Gemeinde Arberg mit ihrem
Begehren die Gerichtsstelle nach Aröerg zn verlegen,
abgewiesen werden möchten. Diese Bittschrift wird
an die allgemeine Eintheilungskommission gewiesen.

Die Religivnsdiener des Kapitels von Peterlin-
gen theilen ihre Bemerkungen über die Art der Erwäh-
lung der Pfarrer mit. Dieser Gegenstand wird an die
Pfarrererwàhlnngs - Kommission gewiesen.

Joseph Pfister, der sich mm seit 23 Jahren
in der Schweiz aufhält, begehrt, daß ihm durch ein
Dekret das Bürgerrecht gegeben werde, weil ihn die
Gemeinde Trinbach im Kant. Golothum verjagen wolle.
Diese Bittschrift wird ans Direktorium gewiesen.

Senat.
Die Krankheit eines der Herausgeber ist an dem

Zurükllciben der Sitzungen des Senates Schuld ; wir
werden sie nun mit möglichster Beschleunigung nach-
liefern.

Im xvmten Stück ist die Senatsitzungvoin 8ten
November irriger Weise unter dem Datum des 7tcn
geliefert worden; wir müssen also die leztere nachholen.

Senat, 7. November.
Präsident: Berthol let.

Cran er verlangt und erklärt im Namen der
Feodalcommisslon Bewilligung, ihren Bericht, der
heute hätte gemacht werden sollen, morgen erst vorzu-
legen. »

Der Beschluß, welcher den ersten Abschickt der
Einrichtung der Mmckzipalitäten tnthàlt, wird verle-
sen und dringend erklärt. — Man verlangt eine Com-
mission. Fo rn rod will eine solche, die aber aus
7 bis y Mitgliedern bestehen und in deren Auswahl
man auf die verschiedenen Interessen der Kautone Rük-
sichr nehmen soll. Lüthi v. Sol. will beiimRegle-
ment bleiben; das Eigenthum sey in jedem Kanton
von gleicher Natur; und die Grundsätze, die uns da-
rüber leiten sollen, seien von Gott in unser aller Her-
zen eingepflanzt. Z à slin ist gleicher Meinung. Eine
Commission von Z Mitgliedern, die aus den B. Lüthi
v. Sol.- Meyer v. Arbon, Cran er, Bay und
Müret besteht, sott in 6 Tagen berichten.

Der Beschluß über die, den durch Feuer, Was-
ier sind Viehseuche Beschädigten zu leistende Unter-
stützung, wird zum erstenmal verlesen.

(Die Fortsetzung folgt.)

Politische Vorschläge.
ill.

Ueber die Nothwendigkeit eines Entschei-
dungstribunals in Streitigkeiten zwft
sehen den höchsten Gewalten.

Es gehört zur Sicherheit eines Volks vornämlich
auch dieses, daß einheimischen Streitigkeiten, aus
welchen leicht bürgerliche Kriege entstehen können, auf
alle mögliche Weise vorgebogen werde. Nun könnten
in unserm Staat wohl nicht leicht gefährlichere Strei-
ckgkeiten entstehen, als diejenigen wären, die sichzwi-
fchen den höchsten Gewalten erhöben. Wenn, z. E.
die gesezgebenden Räthe etwas für ihre Versammlung
ziehen, welches das Direktorium unker sich zu haben
glaubt und beide Gewalten hartnäckig auf ihrer Mei-
nung beharren, wie weitaussehend würde in Kurzem
die Zwietracht werden? Wie gefährlich wäre es, ei--

nen Streit zu führen, für welchen die Konstitution
keinen Richter angiebt? Und wenn nun die Legislatur
unter dem Titel: Gesetze zn machen komme ihr zu,
und das Direktorium unter dem Angeben, es müsse
die Konstitution handhaben, die einmal gefaßte Mei--
nung durchsetzen wollte, müßte man nicht die bedenk-
lichsten Revolutionsauftritte besorgen? Und um wie
Vieles würde die Gefahr vergrößert, wenn noch vol-
lends das Volk an einem solchen Streit Antheil neh-
men und sich für und wider interessiren würde Des-
wegen ist es nothig in den Tagen der Eintracht Vor-
kehrungen wider die Zweitracht zu treffe» und nicht
erst das Uebel selbst abzuwarten.

Darum sollte:
I. Jede Versammlung jedes Kantons ein Mitglied

erwählen, deren Gesammtheit ein Entscheidnngs-
tribunal in Streitigkeiten zwischen den
höchsten Gewalten ausmachen würde.

II. Dieses Tribunal müßte so unabhängig als
möglich von allen andern Gewalten seyn, also seinen
Präsidenten selbst erwählen und zur Vermeidung alles
fremdartigen Einflusses seine Sitzungen wenigstens 8
Stunden von dem Wohnsitz der übrigen höchsten Ge-
walten entfernet halten. Auch soll weder das Dirck-
torium noch die Legislatur das Recht haben, diesem
Tribunal seine Sitzungen zu untersagen, oder über
dieselben zu dijponire».

ill. Dieses Tribunal würde in erster und lezter

Instanz entscheiden:
1. In Streitigkeiten zwischen den gesezgebenden

Räthen und dem Direktorium.
2. In Uneinigkeiten zwischen den gesezgebenden

Räthen und dem obersten Gerichtshof.
z. In Händeln zwischen dem Direktorium und

dem obersten Gerichtshof.



4- Ltt Streiligtcttên zwischen den, grossen Rath
und dem Senat. *)

IV. Wenn demnach ein Repräsentant- der nach
dcm vorhergehenden Abschnit bei einer andern Gewalt
als Aufseher sizt, findet, es geschehe ein Eingriff in
die Macht seiner Kommittcnten, so zeigt er es den-
selben sogleich an, und während dieser Zeit, wckchê
jedoch höchstens vierzehn Tag dauern darf, kann je-
ner Beschluß, Gesez, Erkanntniß, oder Urtheil nicht
zur Wirklichkeit gebracht werden.

V. Findet jene von ihren Repräsentanten benach-
richtigte Gewalt, daß wirklich ein Eingriff gegen ihr
geschehe, so macht sie der andern Gewalt eine schrift-
liehe Gegenvorstellung.

VI. Läßt sich diese Gewalt von der einmal ergan-
genen Erkannrniß, Beschluß, Gesez oder Urtheil nicht
abbringen, so macht jene sich fur beeinträchtigt hal-
tende Gewalt die Sache dem im ersten Artikel ge-
nannten Entscheidungstribunal anhängig.

VII. Dieses Tribunal verfahrt, wie eine jedeatt-
dere richterliche Versammlung; es fodert nämlich so-
wohl die für verlczt sich haltende, als die eines Ein-
griffs augeklagte Gewalt auf, an einem bestimmten
Tag durch einen Sachwalter die Klage und die Ver-
»hcidigung führen zu lassen. Und also wird eine solche

Streitigkeit nicht anders, als jeder andere Prozeß
zwischen Partikularen behandelt.

VIII. Bei einem solchen Verfahren kommt das
Volk nicht in Unruhe; die Leidenschaften der entzwei-
ten Staatsgewalten erhalten keinen Spielraum; es
werden hierbei keine Revolutionsaufrritte veranlaßt;
ja nicht einmal möglich gemacht; die Etaatsgcschafte
gerathen nicht in Verwirrung, ja nicht einmal in Stok-
kung, jenes einzige ausgenommen, welches vordem
Entscheidungstribunal schwebt, und auch das nur bis
zum Ausspruch diefts Tribunals.

Auf diese Weise könnten viele Streitigkeiten, die
bei andern, selbst bei repräsentativen Republiken ge-
wältige Unruhen, Gefahren und Händel erwecken,
durch einen einzigen Prozeß entschieden und zu einem
erwünschten Ende gebracht werden.

IV.

Ueber die hohe Wichtigkeit eines grossen
Friedens tribunals.
Wenn wir die Anstalten zur Erhaltung des Frie-

dens betrachten, die in allen kultivirten Staaten ge-

H Wir haben in dem vorhergehenden Abschnitt darum
seinen Repräsentanten des grossen Raths in den Se-
nar, rder des Senats in den grossen Rath r.ngera-

' then, weil nichts die Gültigst rhaltcn kann, wenn
es rucht vo» beiden Räthen beschlossen worden.

Strossen sind, so stellt sich uns ein höchst auffallender
iKontrast dar. Wir finden nämlich eine Menge Ein-
Dichtungen für den Frieden im Kleinen; es «Mirer»
Distriktsgerichte und Kantonstribunalien, Friedens-
richter und Friedensgerichte u. s. w. Also müssen die-
jenigen Streitigkeiten, die sich zwischen Partikularen
erheben, nicht durch das Recht des Starkem, sondern
durch ein unpartheüsches Gericht entschieden werden.
Es ist demnach für die Erhaltung des Friedens im
Kleinen so ziemlich gesorgt.

Fragen wir nun aber nach den Anstalten zur Er-
Haltung des Friedens im Grossen, des Friedens
zwischen ganzen Nationen, so kann man uns keines-
wegs beunruhigende Auskunft geben. Es stehen zwar
Gränzsteine zwischen den Landern; allein, daß diese
zur Abwendung der so fürchterlichen Kriege keines-
wegs hinreichen, zeigt uns das Gemähld der Geschichte
in Millionen blutiger Züge. Wir finden auch in kei-
ner Konstitution irgend eines Volks Richter bezeichnet,
die die Streitigkeiten zwischen den Regierungen ver-
schiedener Völker zu entscheiden hatten. Wenn des-
wegen nicht eine dritte fremde Macht die Vermittlung
zwischen zwei disharmonirenden Obrigkeiten übernimmt,
so wird insgemein kein anderes Mittel ergriffen, als
das Rkcht, oder vielmehr das Unrecht des Starkern.
Darum kommt jedes Volk so geschwind und so oft in
Gefahr des Kriegs, als zwischen seiner und einer
fremden Obrigkeit sich ein Streit erhebt, denn wie
bald und wie leicht bricht das Feuer der Leidenschaft
ten los? Wie bald findet fich die Herrschsucht oder
der Eigennutz, vcn welchen man bei den meisten Men-
schen und also auch bei den Regierenden etwas findet,
beleidigt! Vornämlich ie stärker sich eine Regierung
fühlt, desto weniger trägt sie Bedenken, auch ihre
militärisch« Kräfte gegen eine andere zu versuchen.
Nun haben wir durch die eingeführte Einheit derRe-
gierung eben auch eine stärkere Obrigkeit, als bei
dcm Föderativsystem. Wir müssen also besorgen,
unsre Obrigkeit könnte auch etwa in künstigen Zeiten
bei einem sich ereignenden Streit mit einer fremden
Macht etwas unbiegsamer seyn, oder vielleicht gar die
schwächern Gründe für ihre Meinung haben. Und wer
soll nun in einem solchen Fall der Richter seyn? Soll
auch das Schwerdt den Ausschlag geben, wie es bis
dahin unter den Volkern des Erdbodens üblich war?
Oder bei wem kann sich eine fremde Obrigkeit btkla-
gen, wenn sie sich von der Unsrigen für beleidigt
halt? Bei wem wohl, als bei unsrer Obrigkeit selbst?
und da diese dann selbst Parthei ist, wie kann sie zu-
gleich Richter seyn? Wir wollen, z. E. annehmen,
Kaiser und Reich fände sich durch dieZehndenabschaft
fung beschädigt; wo sollen sie sich über die gesezge-
benden Räche beklagen? Bei dem Direktorium Die-
ses hat niemals die richterliche Gewalt über die Gesez-
gebung. Bei dem obersten Gerichtshof? Dieser hat



nach den bisherigen Fundamentalgefetzen nür über
einzelne angeklagte Geftzgeber zu richten, nicht
aber über ihre Gesammtheit. Ueberdies könnte er
schon unter einem etwelchen, in diesem Fall höchst
schädlichen Einfluß der Gesezgebung stehen. Also ha-
ben wir gar keinen Richter in Streitigkeiten unsrer
Obrigkeit mit einer fremden Macht.

Deswegen machen wir folgende Vorschläge:
l. Es wird ein besonderes, ganz unabhängiges

Tribunal für Streitigkeiten, in denen sich eine fremde
Macht über unsre Obrigkeit beklagt, errichtet, welches
das grosse Friebenstribunal genannt werde.

il. Dasselbe besiehet aus so vielen Gliedern, als
Kantone sind.

ill. Jede Wahlversammlung jedes Kantons wäh-
let ein Mitglied.

lV. Weil in diesem Tribunal durchaus keine reiz-
bare, leidenschaftliche Leute sevn sollen, so muß man,
um wählbar zu seyn, das Alter von fünfzig Jahren
erreicht haben.

v. Weil von denjenigen, welche viel zu verlieren
haben, auch eine grössere Sorgfalt für oas Wohl
des Vaterlandes und für die Erhaltung des Friedens
zu erwarten ist, so muß man ferner, um wahlbar zu
seyn, ein Vermögen von tausend Louisd'or besitzen.

VI. Dieses Tribunal entscheidet in Klagen, welche
von einer fremden Obrigkeit über die Gesezgebung,
das Direktorium oder den obersten Gerichtshof ge-
führt werden.

vil. Wenn demnach eine fremde Macht sich durch
eine Handlung einer der drei genannten Staatsgewal-
ten beeinträchtigt glaubt, so laßt sie an jene Gewalt
eine Gegenvorstellung ergehen.

viil. Wenn auf diese Gegenvorstellung keine Sa-
tisfaction^ erfolget, so hat sich jene fremde Macht bei
dem grossen Friedenstribunal zu beklagen.

IX. Dieses Tribunal hat das Recht, nach ange-
hörten Gründen und Gegengründen einen Aussprnch
zu thun.

X. Wird unsre Obrigkeit durch diesen Ausspruch
verfallt, so muß sie sich demselben unterziehen und
die Streitigkeit mit der fremden Macht ist beendigt.

XI. Findet dieses Tribunal nach sorgfältiger Un-
tersuchuiig, daß unsre Obrigkeit nicht gefehlt habe,
so schlagt es der fremden Macht vor, die Sache der
Entscheidung von sechs Mannern zu überlassen, von
denen drei durch die fremde Macht und drei durch
das grosse Fricdenstribunal erwählt werden.

XII. Damit dieses grosse Friedenstribunal von
ben drei höchsten Staatsgewalten so unabhängig als
möglich sey, so soll es l) seinen Prasidàien (welchem
die Zusammenbcrufung des Tribunals zukommt) selbst
erwählen; 2) seine Sitzungen an einem Orte halten,
der wenigstens acht Stunden von dem Si; der drei
höchsten Gewalten entfernt ist; z) soll weder das Di-
rekrorium noch die Legislatur das Recht haben, diesem

Tribunal feine Sitzungen zu untersagen oder über die-
selben zu disponireu.

xiil. Sobald das Tribunal seinen Präsidenten
erwählt hat, so soll das Direktorium allen fremden
Mächten die Verrichtungen des Tribunals und den
Namen des Präsidenten anzeigen, damit jene Mächte
von nun an wissen, an wen sie sich wenden müssen,
wenn sie über kurz oder lang etwas über unsre Obrig-
keit zu klagen haben.

xiv. Und weil man bei der Einführung einer
neuen Staatsverfassung leicht ohne Vorftiz Verände--
rangen machen könnte, durch die sich eine fremde
Macht für beschädigt hielte, so soll man die Errich-
tung eines solchen Tribunals'(wenn nämlich dasselbe,
wie wir glauben, nur eine Ergänzung, nicht aber eine
Aenderung der Fundamentalsatzungen enthaltet) nicht
bis zur Erneuerung der Legislatur aufschieben, son-
oern die diesjährigen Wahlversammlungen sollen noch
einmal zusammentreten und nach dem 2, z, 4 und
5tcn Artikel dieses Vorschlags zur Wahl schreiten.

Durch die Errichtung eines solchen Tribunals
glauben wir zwar nicht, für immer allen Kriegen vor-
zubiegen, oder die fremden Machte von einem Angriff
abzuhalten, wenn sie denselben durchaus auf uns thun
wollen: aber wir hoffen doch, durch dieses Mittel
denjenigen Beleidigungen ein Hinderniß mehr
in den Weg zu legen, welche sich unsre Obrigkeit über
kurz oder lang gegen eine fremde Macht möchte z»
Schulden kommen lassen. Und wenn wir nur dieses
erhalten, so erhalten wir vieles. Denn es giebt vor-
nämlich zwei Ursachen, um deren willen Kriege entste-
stehen. Entweder begehrt eine fremde Macht Unge-
rechtigten gegen uns und bekrieget uns; und dafür
können wir freilich nichts: oder unsre eigne Obrigkeit
begeht Fehler gegen eine fremde; diesem müssen wir
durch alle mögliche Einrichtungen vorzubiegen suchen.
Und diesen kann auch durch das vorgeschlagne Tribu-
ual vorgebogen werden.

Also müssen wir dann in Zukunft nicht sehr er-
schrecken, wenn wir schon zwischen unserer und einer
fremden Obrigkeit einen Streit sich erheben sehen.
Das Vaterland wird nicht auf der Stelle in Gefahr
kommen; nicht das Schwerdt wird sogleich entscheiden
und die Stelle der Gerechtigkeit vertreten; sondern
einen langen gütlichen Pfad wird man zuerst
durchlaufen müssen, ehe man den Weg der Gewalt-
thatigkeit und des Kriegs einschlagen kann; und auf
jenem Pfad können die Leidenschaften müde werden und
der Vernunft ihre Stelle einräumen.

Und wenn erst noch in andern Staaten solche
grosse Friedenstribunalien errichtet würde», wie viel
eher würbe dann das unsrige seinen Iwek erreichen?
Und könnten wir nicht durch eine solche Einrichtung
der Welt ein Exempel zur Nachahmung vorstellen,
welches künftigen Menschengeschlechtern das so furch-
terliche Uebel des Kriegs abwenden könnte?



Die ganze Zahl dieser in. dem zweiten, dritten
und vierten Abschnitt vorgeschlagenen Beamten belauft
sich, wenn die Kantone auf zwölfe reduzirt werden,
auf zwei und dreißig, und wenn man noch die Se-
lrechrs dazu nimmt, höchstens auf vierzig Personen.
Von diesen haben nur achte für die ganze Zeit Beschaff
tigung, nemlich jene zur gegenseitigen Bewachung
zwischen den höchsten Gewalten verordneten Repràstn-
kanten. Hingegen die Glieder sowohl des Entschei-
dungstribunals als diejenigen des grossen Friedenstri-
bunals haben nur in jenen angezeigten ausscrordentlü.
chen Fallen sich zu versammeln.

Also kann die Besoldung dieser neuen Gewalten,
dein Staat keineswegs beschwerlich fallen,

V.

Ueber ein wirksames Mittel ben O brig ken
.ten die Krieg s lust zu benehmen.

In allen bisherigen Staaten haben diejenigen,
welche die grasten Urheber der Kriege waren, beinahe
immer Mittel gefüllten, dem Ungemach derselben zu
entgehen und die Last Unschuldigen aufzuladen. Wenn
die Könige aus Landerbcgierde Kriege ansicngen, so

sendeten sip ihre Unterthanen auf das Schlachtfeld;
sie selbst blieben zu Hause, oder sie folgten dem Kriegs-
Heer so weit hinten nach, daß sie keine Gefahr be-

sorgten. Und wenn sich einige den Kriegsgefahren
aussezten, so thaten sie. es insgemein ans Unvorsich-
tjgkeir, odcr ans freiem Willen;- nach den Vorhände-
neu Konstitutionen konnte sie ihr Volk nicht dazu
zwingen. Das gleiche beinahe finden wir auch in
den Republiken.- Die Urheber des Kriegs sitzen in
dem Kabinct, achten das Blut der Brüder, wenig,
vcrfigtt'n die Frwdensuuterhandluttgcn, brechen die-

selben ab, opfern, um eine Provinz zu gewinnen, oft
so viele Mcnstsen'auf, als das zu gewinnende Land-
Einwohner ha-.;, finden wohl gar in der Verlängerung
des .Kriegs ökonomischen- Gewinn und lassen demnach
die Sohne ihres Volks den blutigen Kampf bestehen.

Wer siehet nicht, daß diese fehlerhafte Einrichtung
eine der wirksamsten Ursachen der Kriege st»? Darum
haßt uns durch den Schaden andrer Volker klug wer-,
den, mW da wir die Möcht nicht hatten, oder den Zeit-
punkt vcrfii lrcn, uns stwst eine Konstitution zu geben,
dennock t-er bei uns durch Gewalt der Waffen einge-

führten Verfassung solche Vorzüge geben, welche noch
keine andre hat.

Deßwegen schlagen wir folgendes vor:
I. So oft ein Krieg ausbricht, odcr so oft zehn-

tausend Mann an die Grenze HàeUcns marschieren

müssen, oder so oft nach der mit Frankreich gcschloft
sencn Allianz zehntausend-Mann nach Frankreich, odcr

a i Frankreichs Ansuchen anderstwohin marschieren
müssen, so oft sollen zwei der Due!to.-en, die Hàlfte

der Gesezgeber und der vierte Theil der Glieder des
obersten Gerichtshofs ebenfalls unter jene zehntausend
Manii genommen werden und an allen Gefahren des
Kriegs Antheil nehmen.

II. Das Loos soll entscheiden, welche Personen
aus jeder dieser drei höchsten Gewalten ins Feld zie-
hen sollen und das Gest; soll bestimmen, wie die
auf diese Weist erledigten Stellen wieder zu besetzen
seyen..

ill. Damit jene sich den Gefahren des Kriegs
nicht entziehen können, so sollen sie kein Kommando
führen, sondern niedrige Stellen versehen.

lv. Sie sollen die drei ersten Jahre des Kriegs
keinen Abschied bekommen.

v. Wenn in jenein im ersten Artikel genannten
Fall die höchsten Gewalten zögern, dem Gest; genug
zu thun und sich unter das Kriegshecr zu begeben, so

ist der General jener Jehntaustndcn nicht nur berech-
tigt, sondern verpflichtet, lmt der Armee alsobald nach
dem Siz der Regierung zu rücken und mit Gewalt
diejenigen obrigkeitlichen Personen, welche das Loos
treffen wird, mit sich zu nehmen. Wegen dieses Ver-
sahrciis soll der General keiner Verantwortung, noch
Strafe unterworfen seyn.

vw Wenn auch der General unterläßt, die
benannten obrigkeitlichen Personen auf vorbeschricbene
Art unter seine Armee zu nehmen, so ist diese nicht
nur berechtigt, sondern verpflichtet, aus ihrer Mitte
einen andern General, zu erwählen »nd sich durch den-
selben zu dem im. vorstehenden Artikel genannten End-
zwck nach den; Siz der Regierung führen zu lassen.
Und weder die Armee, noch dieser von ihr gewählte
General sollen wegen solchen Versahrens zur Strafe
gezogen werden Wunen.

VII. Sobald einmal diese sechs Artikel von der

Legislatur angenommen sind, so sollen sie dem Volk
zur Genehmigung oder Verwerfung vorgelegt und im
erstem Fall den Konstituttonsartikelli einverleibt und
also von keiner künftigen Gcsezgebung aufgehoben
werden können.

Zu der Berathung eines solchen Gesetzes tragen
wir um so viel weniger Bedenken, da selbst ein Ge-
sezgeber (Nuzet) verspricht: »dem Vaterland den.

» leztcn Tropfen seines Blncs für seine Sache, welwe

» die der Freiheit ist, zu widmen." (Siehe Nepubi.
B. II. dk. z. Seite 20.)

Bei einer solchen Einrichtung würden die obrig-
seitlichen Personen wohl nicht ans bloßer Ehrsucht,
oder Eigemmz, oder Landerbcgierde sich in Krieg
verwickeln, wenn sie im voraus wuzften, daß sie das
Leben selbst, welches man hoher zu achten pflegt, als
den Ruhm, oder den ckonomischen Gewinn, oder die

Vergrößerung des Vaterlandes,, viele male in Gefahr
setzen müßten.
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